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Minister zeigen
Desinteresse an
Ministergesetz
Novelle wird Pensionen künftig senken

Von Elmar Otto

Erfurt. Dafür, dass es um ihr
Geld ging, hielt sich das Inte-
resse der Minister an der De-
batte über die Novelle des
Thüringer Ministergesetzes
gestern im Landtag sehr in
Grenzen. Während im Ple-
num der Entwurf der Grünen
diskutiert wurde, war die Re-
gierungsbank mehrheitlich
verwaist. Und die Ressort-
chefs, die das Parlament mit
ihrer Anwesenheit beehrten,
bemühten sich, während es
um die Kürzung ihrer künfti-
gen Pensionen ging, um de-
monstratives Desinteresse: Fi-
nanzministerin Marion Wals-
mann (CDU) widmete sich
vorrangig dem Aktenstudium,
Landwirtschaftsminister Jür-
gen Reinholz (CDU) seiner
Unterschriftenmappe und
Justizminister Holger Pop-
penhäger (SPD) dem Presse-
spiegel. Einzig der parteilose
Staatskanzleichef Jürgen
Schöning erweckte den An-
schein konzentrierten Zuhö-
rens.

Im Kern herrschte Einig-
keit darüber, dass die Ruhe-
geldansprüche von Mitglie-
dern der Landesregierung in
Zukunft nicht mehr so luxu-
riös ausfallen werden. Den-
noch dürfte das Grünen-Ge-
setz keine Mehrheit finden.
Auch wenn es am Ende zu-
nächst in die zuständigen
Ausschüsse zur weiteren Be-
ratung überwiesen wurde.

Die Landesregierung näm-
lich will noch vor der Som-
merpause ihre eigenen Vor-
stellungen in Paragrafenform
präsentieren.

Minister Schöning, bereits
im Rentenalter und reakti-
vierter Landesbeamter aus
Schleswig-Holstein, sah in
dem Entwurf aber bereits eine
Reihe von „Denkanstößen“
und „Bausteinen“.

Der Grünen-Vorschlag
sieht vor, dass Minister erst
mit dem Erreichen des Ren-
tenalters ihre Ruhegeldan-

sprüche ausbezahlt bekom-
men. Zudem sollen die Gel-
der bei 71,75 Prozent und
nicht wie bislang bei 75 Pro-
zent der letzten Bezüge gede-
ckelt werden.

Momentan kann ein Minis-
ter bereits nach zehnjähriger
Landtagszugehörigkeit und
weiteren fünf Jahren im Amt
einen Ruhegeldanspruch von
mindestens 62,5 Prozent er-
werben. Die Auszahlung er-
folgt altersunabhängig sofort
mit dem Ausscheiden.

Die bisherigen
Regelungen sind
völlig überzogen

Mit Blick auf diese Zahlen
ist für Grünen-Fraktionsche-
fin Anja Siegesmund klar,
dass die derzeitigen Regelun-
gen „völlig überzogen“ sind
und dringend reformiert wer-
den müssen, wie sie betonte.

Die Linken-Fraktion for-
dert zudem eine Übergangs-
frist zwischen der Aufgabe
des Ministeramtes und dem
Wiedereinstieg in einem Un-
ternehmen. Für Landeschef
Knut Korschewsky müssten
fünf Jahre vergehen, damit
Lobbyismus ausgeschlossen
werden könne.

Skeptischer zeigte sich der
FDP-Haushälter und Unter-
nehmer Lutz Recknagel. Es
müssten auch Minister aus
der Wirtschaft rekrutiert wer-
den und dazu müssten die
üblichen Regelungen gelten.

Unterdessen machten die
Grünen gestern eine weitere
Baustelle auf. „Auch die Ver-
sorgung von kommunalen
Spitzenbeamten“, schimpfte
deren Finanzexperte Carsten
Meyer, „ist eine Unver-
schämtheit dem Steuerzahler
gegenüber.“ Meyer, als ehe-
maliger Beigeordneter in Wei-
mar selbst begünstigt von der
aktuellen Rechtslage, kündig-
te an, dass seine Fraktion
auch hier die Initiative ergrei-
fen werde.

Verlässlichkeit in der Schulpolitik: Das verlangen die Thüringer Eltern im Interesse ihrer Kinder,
die keine Schulexperimente ertragen sollen. Foto: Peter Michaelis

Die Eltern wollen
keinen Schulkampf
„Unsere Kinder sollen keine Versuchskaninchen sein“

Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt/Bad Berka. Gemein-
schaftsschule, Oberschule, Pi-
lotprojekte – die Thüringer
Schullandschaft ist in Bewe-
gung. Und die Eltern sind zu-
nehmend verwirrt, was da auf
sie und ihre Kinder zukommt.
Kein Wunder, dass das The-
ma Verlässlichkeit in der Bil-
dungspolitik ganz oben steht,
wenn sich die Elternvertreter
der Thüringer Schulen am
morgigen Sonnabend in Bad
Berka zu ihrer Jahreskonfe-
renz treffen. Kultusminister
Christoph Matschie muss sich
auf eine heiße Fragerunde ge-
fasst machen. „Wir erwarten
von ihm konkrete Antworten,
wie es mit der Thüringer Bil-
dungspolitik weitergeht“, sagt
Peggy Katzer, die stellvertre-
tende Landeselternspreche-
rin.

Denn eins ist klar: „Unsere
Kinder sollen keine Versuchs-
kaninchen sein“, unter-
streicht Katzer. Deshalb er-
wartet sie mehr und konkrete-
re Informationen zu Mat-
schies Lieblingsthema, der
Thüringer Gemeinschafts-
schule. Eine Pilotphase soll
im nächsten Jahr starten, be-
vor dann die Gemeinschafts-
schule sich endgültig etab-
liert.

Längeres gemeinsames
Lernen hat sich die SPD für
die künftige Schulentwick-
lung in Thüringen auf ihre
Fahnen geschrieben. Dass das
mit dem Koalitionspartner
CDU nicht so leicht durchzu-
setzen war, wusste Matschie
auch schon zu Beginn der
Koalitionsverhandlungen im
vergangenen Jahr. „Bildungs-
politik soll nicht von partei-

politischen Mehrheiten ab-
hängig sein“, unterstreicht
Katzer mit Vehemenz ihren
Standpunkt. Wichtig seien
sehr gute und tragfähige Kon-
zepte. Und da will man Mat-
schie auf den Zahn fühlen.
Denn für die Eltern sind viele
Fragen noch ungeklärt. Dazu
gehört auch, wie künftig die
Kooperation beispielsweise
zwischen Gemeinschafts-
schulen, Grundschulen und
Gymnasien laufen soll. „Un-
sere Befürchtung ist, dass
man die Schulen zur Koope-
ration verdammt, obwohl
vielleicht die inhaltlichen
Konzepte überhaupt nicht zu-
einander passen“, so Katzer.

Lernmittelfreiheit
in Gefahr?

Aber nicht nur der Um-
bruch in der Schullandschaft
bewegt die Eltern derzeit. Re-
formpädagogische Ansätze,
die Forderung nach einer ver-
stärkten integrativen Bildung
– all das kann nur funktionie-
ren, wenn auch die infra-
strukturellen Voraussetzun-
gen an den Schulen vorhan-
den sind. Oft aber fehlen ent-
weder die entsprechenden
Räumlichkeiten oder aber das
Personal. Die Einstellung von
Sozialpädagogen oder ande-
rem Fachpersonal steht des-
halb bei der Landeselternver-
tretung ebenfalls ganz oben
auf der Themenliste. Nur so
könne Integration gelingen,
unterstreicht Katzer.

Eine weitere Forderung,
die die Elternvertreter gegen-
über Matschie aufmachen
wollen: In Thüringen sollen
die Schulbezirke aufgehoben

werden. Und zwar für alle
Schularten, nicht nur für die
neue Gemeinschaftsschule,
wie es offenbar derzeit ge-
plant ist. Die Eltern erwarten,
dass das Land die Beförde-
rungskosten zu jeder von den
Eltern gewünschten Schule
übernimmt, unabhängig von
den Schuleinzugsbereichen.

Vehement wollen sich die
Eltern auch gegen ein anderes
Vorhaben des Bildungsminis-
teriums zur Wehr setzen. Dort
wird nach Informationen der
Landeselternvertretung offen-
bar geplant, die in Thüringen
geltende Lernmittelfreiheit
zumindest in einem Fall aus-
zuhebeln. Dabei handelt es
sich um die Einführung von
so genannten CAS-Rechnern.
Das sind programmierbare
Taschenrechner, die ab der
Klassenstufe neun im Unter-
richt eingesetzt werden sollen
und mit denen die Schülerin-
nen und Schüler auch einen
Teil der Abituraufgaben be-
wältigen können. Nach Infor-
mationen der Landeseltern-
vertretung wurden in der
Zwischenzeit bereits Schulen
in Thüringen angeschrieben
und darauf vorbereitet, dass
für die künftigen neunten
Klassen entsprechende Rech-
ner-Schulsätze gekauft wer-
den sollten. 120 bis 150 Euro
kosten die Geräte, für die El-
tern, die das dann bezahlen
müssen, sind das schon Sum-
men, die ins Gewicht fallen.
Katzer: „Wir haben uns nicht
vor drei Jahren landesweit die
Lernmittelfreiheit erkämpft,
um sie jetzt wieder abgenom-
men zu bekommen.“ Die El-
tern sehen hier die Lernmit-
telfreiheit in Gefahr – Mat-
schie wird antworten müssen.

DIE WOCHE IN ERFURT

Hunnenkönig trifft
die Rote Hilde

Von Elmar Otto

Wer gestern am späten Vor-
mittag das Büro des SPD-
Landtagsabgeordneten
Frank Weber aufsuchte,
wurde mit einem müden He-
cheln begrüßt. Das lag aller-
dings nicht an der Kurzat-
migkeit des Sozialdemokra-
ten – der saß pflichtgemäß
im Plenarsaal.

In Webers Fraktionsstu-
be hielt derweil „Hilde“ Wa-
che. Wobei Wache nicht
ganz den Kern trifft, weil die
verschlafene Hundedame
den Besucher nach kurzem
Augenkontakt gelangweilt
ignorierte.

Hilde ist ein Mops, seit
einigen Monaten stets an
Webers Seite, und führt
nicht erst seit der neu ent-
flammten Kampfhunde-
debatte zu einer regen Dis-
kussionskultur auf der SPD-
Etage.

Vornehmlich Fraktions-
mitarbeiterinnen finden den
gerade mal DIN-A-4-Blatt
hohen Vierbeiner wahlweise
„niedlich“, „neckisch“ oder
„süß“. Wobei Hilde selbst
sich letzteres Attribut verbit-
tet, was sie zeitweise durch
ihr Hundegeschirr mit dem
Aufdruck „Ich bin nicht süß“
zum Ausdruck bringt.

Doch an Hilde scheiden
sich ohnehin die Geister.

Kritiker der Hündin ha-
ben ihr bereits den Nachna-
men „Benjamin“ verpasst, in
Anlehnung an die auch als
„Rote Hilde“ bekannt gewor-
dene berüchtigte ehemalige
DDR-Richterin und Justiz-
ministerin.

Und ein SPD-Referent,
dessen Name uns spontan
entfallen ist, hält Hilde sogar
für ein „richtig hässliches“
und übel riechendes „Vieh“.

H

Über „Attila“, den verhin-
derten Hunnenkönig auf der
anderen Seite des Land-
tagsflures, sind derart des-
pektierliche Äußerungen
bislang nicht bekannt. Dabei
ist der Jack-Russel-Terrier –
ähnlich wie sein Herrchen,
Linke-Fraktionschef Bodo
Ramelow, – bisweilen mit
Vorsicht zu genießen.

Attilas beliebtes Opfer ist
in der Regel ein unschuldi-
ger Kuschelbär, der auf

Bissfestigkeit getestet wird.
Ramelow dagegen bevor-
zugt das lebende Objekt
und stellt mit bellendem
Bass schon mal den einen
oder anderen Linke-Fraktio-
när in den Senkel.

H

Hilde und Attila sollen
sich sogar schon über den
Weg gelaufen sein. In SPD-
Kreisen wird diesbezüglich
kolportiert, dass der Mops
den Terrier in die Flucht ge-
schlagen habe. Andere Be-
obachter des tierischen
Treibens wissen wiederum
von Annäherungsversuchen
zu berichten.

Mehr als das reine Be-
schnuppern würde aber von
Innenminister Peter Huber
(CDU) ohnehin unterbun-
den, der ja gerade gesetz-
lich hart gegen gefährliche
Hunde durchgreift.

Huber übrigens, der sich
bislang als Minister keine
nennenswerten Fehler ge-
leistet hat und ungewohnt
viel Zuspruch erntet, ist
beim Thema Vierbeiner als
Vater einmal unglaubwürdig
geworden. Als die Familie
vor Jahren von Jena nach
München übersiedelte, ha-
be er seiner Tochter einen
Hund fest zugesagt und das
Versprechen gebrochen,
gestand er jüngst.

Nach diesem Bekenntnis
sollen einige „Parteifreunde“
hellhörig geworden sein. Sie
wollen Hubers politische
Ankündigungen künftig be-
sonders genau unter die Lu-
pe nehmen...

Sie erreichen TLZ-Landes-
redakteur Elmar Otto unter 0361/
5 55 05 38 oder e.otto@tlz.de

NACHRICHTEN

Richterwahl
heute im Landtag
Erfurt. (ddp) Der Thüringer
Landtag wählt heute die
neue Spitze des Verfas-
sungsgerichtshofes. Für
das Präsidentenamt der Be-
hörde kandidiert als einzi-
ger Bewerber der Vizeprä-
sident des Oberverwal-
tungsgerichtes Weimar,
Joachim Lindner. Die
Landtagsfraktionen hatten
sich bereits vor der Wahl
auf die personelle Beset-
zung verständigt. Als Stell-
vertreter Lindners hat die
CDU Oberverwaltungsge-
richtspräsident Hartmut
Schwan vorgesehen (die
TLZ berichtete).

Kirchbauvereine
treffen sich
Gotha. Ein Treffen der
Kirchbauvereine der Evan-
gelischen Kirche in Mittel-
deutschland (EKM) findet
erstmals am morgigen
Sonnabend in Gotha statt.
128 Kirchbauvereine gibt
es in Thüringen. Der Bau-
zustand der Kirchen hat
sich nach Angaben der
EKM kontinuierlich ver-
bessert. 1990 waren noch
zehn Prozent der Kirchen
in Thüringen unbenutzbar.
Derzeit sind es noch zwei
Prozent.

Tiefenbohrung
steht noch aus
Eisenach. Kritisch bewer-
tet die Umweltpolitikerin
der Linken, Katja Wolf, die
Feststellung der Landesre-
gierung, der Erdfall von
Tiefenort im Wartburgkreis

wäre ein rein natürliches
Ereignis. Sie bemängelt,
dass wesentliche Untersu-
chungen noch ausstehen,
darunter eine Tiefenboh-
rung zum Ausgangspunkt
des Erdfalls in einer Tiefe
von 250 Metern.

Uni Jena
stellt sich vor
Jena. Einen Hochschulin-
formationstag veranstaltet
die Universität Jena am
Sonnabend, 5. Juni. Die
Mitarbeiter der Universität
wollen dabei auf alle Fra-
gen rund um das Studieren
antworten. Vorträge geben
einen kompakten Über-
blick darüber, was organi-
satorisch vor dem Studium
zu beachten ist.

Sonnabend, 5. Juni,
9 bis 15 Uhr, Uni-

Campus, Carl-Zeiss-Straße
3. Weitere Informationen:
www.schueler.uni-jena.de

Infos zum
Betreuungsrecht
Erfurt. Druckfrisch ist die
neue Broschüre zum Be-
treuungsrecht des Justiz-
ministeriums. Umfassende
Informationen gibt es bei-
spielsweise zum Thema
Patientenverfügung. Die
Broschüre hat sich seit ih-
rer ersten Auflage im Jahr
2002 schnell zur begehrtes-
ten Informationsschrift des
Ministeriums entwickelt.
Sie ist ein Ratgeber für Be-
treuer, betreute Personen
und deren Angehörige.

www.thueringen.de/
de/justiz/

AUCH DAS NOCH

Mit der Staatskanzlei
in die Vergangenheit
Regierungskalender zeigt heute den 22. Mai
Erfurt. (elo) Es soll Beamte ge-
ben, denen ist es bis heute
nicht aufgefallen. Aber das ist
natürlich zum einen: üble
Nachrede, zum anderen: mit
Sicherheit die Minderheit.

Der Mehrheit der Thürin-
ger Staatsdiener, so sie denn
einen formschönen Jahres-
kalender der Staatskanzlei als
Wandschmuck im Büro plat-
ziert hat, ist natürlich nicht
entgangen, dass heute nicht
der 22. Mai ist. Dieses Datum
allerdings ist für Freitag, den
28. Mai, auf dem Kalender
ausgewiesen. Was manchen
Beschäftigten doch prompt

dazu veranlasst hat, darüber
nachzudenken, heute frei zu
machen. Schließlich ist (oder
besser doch wohl war) der 22.
ein Samstag.

Der Fehler, heißt es in
Staatskanzlei, liege bei der
Druckerei. Über die sicherlich
nicht unerhebliche Auflage
des Kalenders, der im Rah-
men der Öffentlichkeitsarbeit
verteilt wurde, konnten keine
Angaben gemacht werden.
Die Kosten für diesen eintägi-
gen Trip in die Vergangenheit
bezifferte ein Regierungsspre-
cher auf TLZ-Nachfrage mit
15 000 Euro.

Gesunde Ernährung
bleibt die Ausnahme
Schulobst nicht für alle – Heftige Vorwürfe der Opposition
Erfurt. (mar) Für Michaele
Sojka, die Bildungsexpertin
der Linkspartei, steht fest:
„Die Fraktionen von CDU
und SPD haben gezeigt, dass
sie in keinster Weise an der
wirklichen Einführung gesun-
der Ernährung an Grundschu-
len interessiert“ seien. Selbst
einer Mitfinanzierung der El-
tern beim Schulobstpro-
gramm hätten sich die Koali-
tionäre vollständig verwei-
gert.

Was Sojka so auf die Barri-
kaden treibt: Die Pausenver-
sorgung von Grundschülern
mit Obst, Milch und Säften an
den Thüringer Schulen wird
in Zukunft die Ausnahme
bleiben, obwohl die EU dafür

beträchtliche Mittel zur Ver-
fügung stellt. Im Landtag
schmetterte die Koalitions-
mehrheit einen Antrag von
Linkspartei und Grünen ab,
dass diese Versorgung nicht
die Ausnahme, sondern die
Regel werden sollte.

Der Grünen-Fraktionsvize
Frank Augsten warf der Lan-
desregierung fehlenden Sach-
verstand vor. CDU und SPD
seien eine gesunde Pausen-
versorgung an Grundschulen
unwichtig. Augsten kündigte
an, das Thema auch künftig
im Auge zu behalten. Die
Grünen fordern ein Aktions-
programm für eine gesunde
Kinderernährung: „Ziel muss
es sein, jedem Kind täglich

ein qualitativ gutes Essen kos-
tengünstig zur Verfügung zu
stellen“, unterstrich der Par-
lamentarier. „Dabei müssen
die Standards der Deutschen
Gesellschaft für Ernährung
für die Verpflegung von Kin-
dergarten- und Schulkindern
verbindlich eingeführt und
kontrolliert werden.“

Die geballten Vorwürfe der
Opposition wurden von der
Koalition zurückgewiesen.
Selbstverständlich liege der
Koalition an einer gesunden
Ernährung, unterstrich SPD-
Bildungsexperte Peter Metz.
Angesichts knapper Kassen
zeige sich aber, dass nicht al-
les Wünschenswerte auch
machbar sei.“

Reservat erweitert
Vessertal wird um 13 000 Hektar vergrößert
Erfurt. (ddp) Die Landesregie-
rung will das Biosphärenre-
servat Vessertal im Thüringer
Wald deutlich erweitern. Da-
durch solle der Titel erhalten
bleiben, so Umweltminister
Jürgen Reinholz (CDU). Um
die internationale Anerken-
nung der UNESCO zu behal-
ten, muss das 17 000 Hektar
große Reservat um mindes-
tens 13 000 Hektar vergrößert
werden.

Noch in dieser Legislatur-
periode solle das Gebiet zur

„Biosphärenregion Naturpark
Thüringer Wald“ weiterent-
wickelt werden. Dies gesche-
he in enger Abstimmung mit
Bürgern und Akteuren der
Region. Den Vorschlag des
Verbandes Naturpark Thürin-
ger Wald, den gesamten Na-
turpark mit 220 000 Hektar
zum Biosphärenreservat zu
erklären, nannte der Minister
„sehr ehrgeizig“. Seit 1995 ist
für Biosphärenreservate eine
Größe von mindestens 30 000
Hektar vorgeschrieben.


